
Es sind die gegenwär-
tigen Bedrohungs-
szenarien, die eine 

konsequente Weiterent-
wicklung unseres Staats-
schutzes gerade auch in 
den Bundesländern erfor-
dern. Die bisherigen Lan-
desämter für Verfas-
sungsschutz und Terro-
rismusbekämpfung wer-
den zu Landesämtern 
Staatsschutz und Extre-
mismusbekämpfung 
(LSE) weiterentwickelt“, 
sagte Innenminister Ger-
hard Karner bei einer 
Pressekonferenz zu den 
zentralen Punkten der 
Landesämter-Reform am 
14. März 2023 in Wien. „Wir erweitern 
damit das Schutzschild der Republik, 
um auch weiterhin die Sicherheit der 
Menschen in diesem Land zu garantie-
ren“, sagte Karner. Dafür soll künftig in 
den Ländern eingeschätzt werden, von 
welcher Person eine besondere Gefahr 
für den Staat ausgeht.  

 
Die Trennung von Staatsschutz und 

Nachrichtendienst sei aufgrund geän-
derter Bedrohungsszenarien, der Haus-
durchsuchung bei der Vorgängerorga-
nisation BVT und „Nachteile in der in-
ternationalen Zusammenarbeit“ not-
wendig geworden, erklärte der Gene-
raldirektor für öffentliche Sicherheit, 
Franz Ruf, bei der Präsentation der 
LVT-Reform. Die neuen LSE sind an 
die Struktur der DSN angepasst und 
sollen ausschließlich für den Staats-
schutz zuständig sein, der Nachrichten-
dienst bleibt bei der DSN“, sagte Ruf. 
Die Regionalreform soll Anfang 2024 
abgeschlossen sein. 

 
Drei Kernpunkte der Reform 

 
• IT-Ermittlungen: In jedem Landesamt 
Staatsschutz und Extremismusbekämp-
fung (LSE) werden Ermittlungsberei-
che für den Cyber-Raum und für Cy-
ber-Forensik eingerichtet. Dadurch ent-

stehen Kompetenzen und Ermittlungs-
bereiche, die es im Staatsschutz braucht, 
um Radikalisierung und extremistischen 
Straftaten im Cyber-Raum entgegenzu-
treten. IT-Ermittlungen und digitale 
Forensik sollen laut Omar Haijawi-
Pirchner, Direktor der DSN, zusam-
mengeführt werden, „um die Bearbei-
tung komplexer Themen durch IT-Spe-
zialistinnen und Spezialisten sicherzu-
stellen“.  

 
In den künftigen LSE soll es zusätz-

lich ein eigenes Referat geben, das sich 
„mit hochkomplexen Cybercrime-De-
likten“ auseinandersetzen soll. Dazu 
zählen Hacker- und Spionageangriffe. 
In sechs Bundesländern werden in der 
Kriminaldienstreform Cybercrime-
Trainingscenter eingerichtet, die auch 
diese Beamtinnen  und Beamten aus-
bilden sollen. Kärnten und Salzburg 
werden sich etwa ein Trainingscenter 
teilen. 
• Prävention: Um entschieden gegen 
jede Form von Extremismus vorzuge-
hen, braucht es auch Präventionsmaß-
nahmen, mit besonderem Fokus auf 
Schulen und Vereine. Speziell ausge-
bildete Polizistinnen und Polizisten 
werden in Zukunft Sensibilisierungs-
Vorträge in Schulen abhalten. 80 Per-
sonen werden dafür heuer ausgebildet, 

der erste Lehrgang für 
diese Präventionsbedien-
steten wurde bereits mit 
25 Teilnehmenden ge-
startet. 
• Staatsschutzsensoren. 
Durch „Staatsschutzsen-
soren“ wird die Stärkung 
der Regionalität des Ver-
fassungsschutzes sicher-
gestellt. Bei Staatsschutz-
sensoren handelt es sich 
um speziell ausgebildete 
Polizeibediens tete, die 
die „Ohren und Augen“ 
des Verfassungsschutzes 
in den Bezirken sein 
werden. Dadurch kön-
nen für den Staatsschutz 
relevante Informationen 

rasch an Ermittlungsbehörden auf Bun-
des- oder Landesebene weitergegeben 
werden. Auch das Gefährdungs- und 
Risikomanagement werde überarbeitet 
bzw. verbessert und eine „Gefährder-
bewertung mit einer hohen Qualität“ 
geschaffen.  

„In der DSN werden alle Gefähr-
dungsanalysen gesammelt. Wir verfü-
gen seit 2021 über spezielle Bewer-
tungstools für die rechtsextreme, als 
auch die islamis tische Szene“, erklärte 
DSN-Direktor Haijawi-Pirchner. 

 
Derzeitige Situation im Bereich Ex-

tremismus. Die aktuelle Extremismus-
Situation zeige die Notwendigkeit der 
Reform, betonte Karner. Während in 
der Zeit der Pandemie viele „klassische 
Delikte“, beispielsweise Diebstähle, 
zurückgegangen sind, zeige sich in den 
vergangenen Jahren ein Anstieg von 
extremistischen Delikten. Dazu würden 
Straftaten durch Identitäre, Staatsver-
weigerer und Reichsbürger, aber auch 
antisemitische Straftaten, wie das Tra-
gen von Judensternen mit der Auf-
schrift „ungeimpft“ bei Demonstratio-
nen, zählen. Im Jahr 2022 wurden auf-
grund von Extremismus mehr als 660 
Personen angezeigt, mehr als 100 
Hausdurchsuchungen durchgeführt und 
37 Festnahmen vollzogen.
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                                  S T A A T S S C H U T Z R E F O R M

Präsentation der LVT-Reform im Innenministerium: DSN-Direktor Omar 
Haijawi-Pirchner, Innenminister Gerhard Karner, Generaldirektor für die 
öffentliche Sicherheit Franz Ruf 

Staatsschutzschild erweitern  
 

Die Landesämter für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung werden reformiert. Sie sollen in 
Zukunft für den Staatsschutz und die Extremismusbekämpfung verantwortlich sein. Der Nachrichten-
dienst wird nur mehr von der DSN wahrgenommen. Die Reform soll Anfang 2024 abgeschlossen sein. 


